Weiterbildung als System

Ich möchte mein Resümee v.a. auf die Frage konzentrieren:

Wie schaffen es raus aus der  Defensive, in die wir als Unterstützer und Akteure einer Weiterbildungspolitik für Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit Bedrohte geraten sind, die wirtschafts- und arbeitsmarktlichen sozialen und Bildungszielen gleichermaßen verpflichtet ist?

Ich meine, eine Chance haben wir nur, wenn wir die SGB III – SGB II geförderte Weiterbildung als Teil einer Strategie, als Teil eines Systems Lebenslanges Lernens verstehen und verstärkt in die Diskussion bringen. 

Das gilt sowohl erstens

· für die Zustandsbeschreibung und Kritik des deutschen Weiterbildungssystems 

· zweitens für die Reformstrategien

· und dritten für die Weiterbildungspolitik von ver.di


Dazu einige Thesen:

Zu 1: Wo steht Deutschland auch im europäischen Vergleich?

Die Diagnose: Defizite und gravierende Fehlsteuerungen gilt zur Zeit und zugespitzt für den arbeitsamtsgeförderten Bereich der Weiterbildung, aber sie gilt nicht nur für diesen.

Die Expertenkommission Finanzierung lebenslangen Lernens bestätigt in ihrem Abschlussbericht 2004 für das Weiterbildungssystem in Deutschland die Ergebnisse aller relevanten Untersuchungen. Sowohl der Bericht zur technologischen Leistungsfähigkeit 2002, die Weiterbildungserhebungen CVTS I + II der Europäischen Kommission als auch Berichte des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zur Entwicklung des Qualifikationsbedarfs 2003 und zum betrieblichen Engagement attestieren Deutschland eine erhebliche Unterinvestition in Weiterbildung. Seit Mitte der 1990er Jahre stagnieren die Weiterbildungsausgaben der Betriebe, die Ausgaben der öffentlichen Hand sind rückläufig. Daneben verzeichnen wir absolut und relativ steigende Ausgaben der privaten Haushalte. Weiterbildung ist infolgedessen hoch selektiv und erreicht viele gar nicht. Auch im internationalen Vergleich ist die Weiterbildungsbeteiligung zu niedrig. Die deutschen Unternehmen schöpfen das Lern- und Leistungspotenzial ihrer Belegschaften nicht ausreichend aus. Viele durch gesellschaftliche Entwicklungen geförderten Lösungsansätze werden nicht realisiert. Die nicht erfreuliche Bilanz der Expertenkommission: Das deutsche Weiterbildungssystem ist finanziell und konzeptionell nicht zukunftsfähig und wird selbst zur Innovations- und Wachstumsbremse.


Nur ein paar Schlaglichter auf das Geschehen sollen verdeutlichen, worüber wir reden:

· Das neueste Berichtssystem Weiterbildung IX aus 2004 zeigt: Weiterbildung kompensiert nach wie vor nicht etwa die auch in der neuesten PISA-Studie wieder belegte soziale Selektion, sondern verschärft sie. Nach wie vor sind die Teilnahmechancen weiter unterschiedlich verteilt nach Alter, Schuldbildung, beruflicher Qualifikation und Position, Beschäftigungsverhältnis und Nationalität. Die Weiterbildung von Arbeitslosen führt inzwischen zur Ausgrenzung gerade der Schwächsten am Arbeitsmarkt, aber auch die betriebliche Weiterbildung führt zu einer betriebsgrößenmäßigen, hierarischen, geschlechtspezifischen und branchenweisen Polarisierung der Qualifizierungschancen der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen.


· Die Beteiligung an Weiterbildung ist laut dem neuen Berichtssystem bei der beruflichen Weiterbildung zum zweiten Mal rückläufig und liegt nur noch knapp über dem Wert von 1994. Insgesamt haben sich also nicht mehr, sondern weniger Menschen weitergebildet: 48% der 19- bis 64jährigen waren es 1997; 41% 2003. Das bedeutet: Die Unterinvestitionen drohen den langfristigen Trend der Weiterbildungsexpansion einzuschränken oder zu bremsen. Obwohl die Bedeutung der Weiterbildung wächst, werden die Chancen, daran teilzuhaben immer geringer.


· Die betriebliche Weiterbildung ist qualitativ kein „Ruhmesblatt“
– nur 24% der Betriebe ermitteln den zukünftigen Personalbedarf
– nur 42% ermitteln die Qualifikationen und den Bildungsbedarf
– nur 22% erstellen einen Weiterbildungsplan und ein Weiterbil-
   dungsprogramm
- nur 17% haben ein spezielles Budget für die Weiterbildung
– bei nur 5% gibt es einen eigenständigen Arbeitsbereich
– nur 3% beschäftigen Mitarbeitende, deren Aufgabenbereich aus-
   schließlich die berufliche Weiterbildung umfasst.


Und das Wichtigste: Anders als in anderen europäischen Ländern ist die betriebliche Weiterbildung in Deutschland ein weitgehend regulierungsfreier Raum geblieben. Nur 30% der Arbeitnehmer/Innen fallen unter kollektive Regelungen wie Tarifvertrag und/oder Betriebsvereinbarung. Ein Recht auf Weiterbildung konnte, von wenigen Regelungen abgesehen, bisher nicht durchgesetzt werden, so dass es also einen durch Tarifvertrag geregelten Anspruch für das Gros der Beschäftigten nicht gibt.


Zu 2: Welcher Handlungsbedarf und welcher Regelungsbedarf resultiert daraus?

Die Bedeutung der Weiterbildung wächst,


· wenn wir in Deutschland einen zukünftigen Kompetenzentwicklungspfad nicht verlassen wollen, der auf Qualifikation, Innovation und Chancengleichheit setzt und


· wenn Weiterbildung in verschiedenen Politikfeldern eine Rolle spielen und Antworten geben soll (ich nenne nur: Fachkräftebedarf, demographische Entwicklung, Lissabon-Strategie, Innovationsoffensive), dann braucht es strukturelle Reformen des Systems. Ohne sie werden die Aufforderungen von EU und OECD vermehrt lebenslanges Lernen zu fordern, ins Leere laufen und die Diskrepanz zwischen Postulat und Realität zum Ausdruck weit verbreiteter und akzeptierter nur symbolischer Politik.


Der Kern des Handlungsbedarfs konzentriert sich auf die Frage:
Wie kann Weiterbildung als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe neu gestaltet werden? Welche Rolle können der Staat, die Tarifvertragsparteien, die Betriebe und Individuen übernehmen und welche Rahmenbedingungen sind dafür notwendig? Wie muss ein öffentlicher Ordnungsrahmen aussehen, der die unterschiedlichen Akteure und Verantwortlichkeiten in einem Gesamtkonzept zusammenführt mit einem Recht auf Weiterbildung und mehr Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und Planungssicherheit für alle Beteiligten?

Für uns gilt: Auch Weiterbildung ist und bleibt ein öffentliches Gut. Die Teilhabe wird immer mehr zu einer neuen sozialen Frage. Der wachsende Trend zur Individualisierung und Privatisierung ist nur durch Schritte in Richtung eines gesellschaftlichen Systems zu stoppen und umzukehren.


Die einzelnen Aufgabenfelder ergeben sich aus den Zielen:

· aktive staatliche Weiterbildungspolitik

· ausgebaute betriebliche Kompetenzentwicklung

· Weiterbildung als aktive Arbeitsmarktpolitik

Und erfordern Aktivitäten auf verschiedenen Ebenen, die nicht im Sinne von Verschiebebahnhöfen substituierbar sind, sondern sich gegenseitig ergänzen und unterstützen sollen (= 3-Ebenen-Strategie zum Ausbau der Weiterbildung);

a) nämlich ein Bundesgesetz für die berufliche Weiterbildung / Ländergesetze/SGB III + SGB II

b) mehr Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen

c) eine aktive betriebliche Weiterbildungspolitik (mit besserer Nutzung 
    des Betriebsverfassungsgesetzes)

Ebene A
Die gewerkschaftliche Initiative für Bundesregelungen in der beruflichen Weiterbildung weist seit langem auf gravierende Strukturdefizite hinsichtlich Zeit, Finanzierung, Beratung, Information und Transparenz, Qualität und Verwertung hin und fordert, dass in öffentlicher Verantwortung Voraussetzungen geschaffen werden müssen, damit lebenslanges Lernen zum selbstverständlichen und kalkulierbaren Teil von Biographien werden kann. Der Staat soll zum einen Spielregeln bzw. Rahmenbedingungen formulieren und in einem öffentlich verantworteten Ordnungsrahmen die unterschiedlichen Akteure und Verantwortlichkeiten zusammenführen.

Er soll zum anderen auch selber als Akteur auftreten und ein angemessenes Angebot sowie unterstützende Leistungen („Supportstrukturen“) vorhalten. 
Die Systemdefizite in der Weiterbildung sind Folge der Bildungspolitik der letzten 20 Jahre, die die öffentliche Verantwortung nach der Devise „Mehr Markt in die Weiterbildung“ nur unzureichend umgesetzt und ausgebaut hat. Und die Erfahrungen eines gesellschaftlich geregelten und gesteuerten Systems wie in Frankreich können für die deutsche Diskussion um die Zukunft der Weiterbildung deutlich machen, dass umfassende gesellschaftliche Regelungen auch in marktwirtschaftlichen Gesellschaften möglich sind.

Die Auflösung der bekannten Strukturprobleme erfordert unabdingbar eine tragfähige Finanzierungsbasis. Weiterbildung kostet Geld und wird zukünftig immer mehr auch Verteilungspolitik. Sicherlich ist die Reform der Weiterbildung nicht nur eine Frage des Finanzierungsmodus. Die Finanzierung ist aber eine, wenn auch nicht hinreichende so doch notwendige Bedingung mit hoher Priorität. Während über Notwendigkeit von mehr Weiterbildung ein breiter gesellschaftlicher Konsens herrscht, gibt es für die Finanzierung ganz unterschiedliche Gestaltungsoptionen von mehr Eigenverantwortung, Sharing-Modellen der Aushandlung von Zeit/Geld und Fonds, die in ganz unterschiedlicher Weise die Investition von Staat, Betrieben und Individuen fördern und auch die Diskussionen in Politik, Wirtschaft und Wissenschaft prägen bzw. dominieren. Wie sie in strategischen Konzepten der Gewerkschaften zu bewerten sind, hängt von einigen grundsätzlichen Anforderungen ab, die wir an Finanzierungsmodelle als Instrumente der Lastenverteilung und Steuerung stellen. Sie sollten

· an Prinzipien der Gerechtigkeit und Chancengleichheit orientiert sein und den solidarischen Zusammenhalt der Gesellschaft verbessern,

· die Weiterbildungsteilnahme für alle erhöhen und die massive Selektion bisher benachteiligter Gruppen begrenzen durch Mobilisierung ihrer Weiterbildungsbereitschaft und –fähigkeit,

· eine Weiterbildungsoffensive befördern, die Teil und zugleich Triebkraft eines gesellschaftlichen Innovationspfades ist und präventive Wirkung enthalten kann,

· öffentliche Verantwortung begründen für Weiterbildung als besonderes Gut, bei dem radikale Marktsteuerung zu Unterinvestitionsrisiken und Chancenungleichheit führt, wegen Informations- und Transparenzdefiziten auf den Märkten, nicht kalkulierbaren Konsequenzen, Risikoaversion aufgrund unüberschaubarer Kosten-Nutzen-Relation und entsprechend begrenzter Rationalität. In einer Wirtschaft und Gesellschaft, die kurzfristig auf Kosten schaut und in der alle Akteure marktkonform nach Kosten-Nutzen-Bilanzierungen nur in die Bildungsmaßnahmen investieren, die sich für sie auszahlen, werden als Resultat dieser Ökonomisierung zu wenig Ressourcen für lebenslanges Lernen zur Verfügung stehen.

· den Erwerb von ganzheitlichen, komplexen Qualifikationen ermöglichen mit ausreichend allgemeinem, sozialem und beruflichem Basiswissen, arbeitsplatzübergreifendem Verstehen und Können statt Fragmentierung und Reduktion auf kurzfristig nur dem aktuellen betrieblichen Bedarf untergeordnete Anpassungsmaßnahmen. Es geht um mittel- und langfristige Bildungsinteressen im Sinne einer nachhaltigen Förderung der beruflichen Entwicklungschancen der Lernenden.

· zu verlässlichen und fundierten Verteilungsmustern führen, die das Prinzip der Verteilung der Kosten nicht nur den marktmäßigen Kräften überlassen, sondern Verbindlichkeit und Planungssicherheit für alle Beteiligten herstellen. Der bestehende, historisch entstandene, hoch differenzierte und intransparente Finanzierungsmix  muss gezielt gestaltet werden, um zu einem Gesamtkonzept der Bildungsinvestitionsförderung zu kommen, das durch eine Kombination von Instrumenten die Ressourcen effektiver bündelt und die Tarifvertragsparteien und den Staat als zentrale Akteure besser einbinden kann.

Und daran müssen sich alle in der politischen Debatte vorgeschlagenen Finanzierungsmodelle letztlich messen lassen, nämlich ob es mit ihnen gelingt, ein neues Weiterbildungssystem in Deutschland zu begründen und durch realistische kurz-, mittel- und langfristig umsetzbare Handlungsschritte mehr Ressourcen bei wachsendem Bedarf zu generieren.

Unabhängig davon, ob die von der Expertenkommission vorgelegten ausgefeilten individuellen Finanzierungsinstrumente zur Erhöhung der Partizipation an Weiterbildung in Form von Darlehen und Zuschüssen und die besondere Berücksichtigung der Weiterbildungsbedarfe und finanziellen Lage benachteiligter Zielgruppen tatsächlich geeignet sind, eine Weiterbildungsoffensive in Gang zu setzen, wie wir sie als Gewerkschaften durch ein Umlagesystem für die Mehrheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in allen Branchen und Betrieben erwarten, so ist das ein großes Verdienst der Expertenkommission: nämlich einen inte-grierten Politikansatz für eine die Finanzierung zu fördern, der mittelfristig ein EBFiG und langfristig ein Bildungsfinanzierungsgesetz umsetzt.

Für die SGB III-Förderung heißt das:

1. Weiterbildung für Arbeitslose ist wie alle anderen Bereiche der Weiterbildung eine gesellschaftliche Aufgabe.


2. Weiterbildung für Arbeitslose bleibt Kern der SGB-Förderung, die durch ihre Steuerung und ihren Finanzierungsmodus den gesellschaftlichen Charakter gerecht werden muss (und damit auch allen Anforderungen, die ich bisher benannt habe). Es gibt eine gesellschaftliche Notwendigkeit, am Kompetenzentwicklungspfad festzuhalten, statt für eine große Gruppe Ausgrenzung und Weiterbildungsarmut zu erzeugen.


3. Kurzfristig ist eine Korrektur bestimmter Auswirkungen der Hartz-Reform und der BA-Politik notwendig. Mittel- und längerfristig geht es bei der Finanzierung um die Einordnung der Weiterbildung von Arbeitslosen in ein Modell, das die Verantwortung für Weiterbildungsleistungen zwischen öffentlichen Aufgaben, Aufwendungen der Unternehmen und Lernenden neu verteilt. Wenn das Spektrum der Qualifikationschancen im SGB III eingeschränkt wird, müssen andere Finanzierungsquellen erschlossen werden.  Das heißt: Man kann nicht ein System an die Wand fahren ohne ein anderes aufzubauen und das bedeutet bei der Lage der Dinge auch die schrittweise Entwicklung eines steuerfinanzierten Systems (mit dem die sozialen Härten der Hartz-Gesetze „gedämpft“ werden können).


Ebene B + C

Tarifverträge und Betriebspolitik

So wenig der Staat aus seiner Verantwortung entlassen werden darf, so wenig dürfen es aber auch die Gewerkschaften selbst. In unseren direkten Handlungsfeldern, der Tarif- und Betriebspolitik, stehen wir vor der Frage, wie wir es schaffen können, die Weiterbildung stärker und besser als bisher in Tarifverträgen zu regeln und die tarifliche Regulierung mit einer aktiveren betrieblichen Weiterbildungspolitik zu verzahnen.

Sowohl die Umsetzung von Qualifizierungstarifverträgen als auch die offensive Nutzung von neuen betriebsverfassungsrechtlichen Möglichkeiten braucht motivierte, kompetente und innerbetrieblich durchsetzungsfähige Akteure. Wenn Betriebsräte und Personalräte zu Promotoren der Personal- und Organisationsentwicklung werden sollen, dann brauchen sie in Zukunft dauerhaftere und verlässlichere Implementierungshilfen und Unterstützung bei der Bewältigung von Qualifizierungsfragen durch die Organisation als wir bisher zur Verfügung gestellt haben. Die Arbeit lohnt sich, wie die neueste Umfrage der HBS zeigt, in der die Betriebsräte Weiterbildung an die 2. Stelle ihrer wichtigen Themen im Betrieb setzen.

Darüber, dass ver.di sich in Weiterbildungsfragen stärker engagieren muss, besteht breiter Konsens in der Organisation. Während in der Vergangenheit Weiterbildungsfragen in der Regel nur dann aufgegriffen wurden, wenn der Verlust vieler Arbeitsplätze in der Branche drohte, hat ver.di inzwischen in ihren Schwerpunkten zur Tarifpolitik die Weiterbildungs- und Qualifizierungspolitik aufgenommen. Gleichwohl liegt zwischen der Programmatik und einer umfassenden Mobilisierungsstrategie noch ein ganzes Stück Wegstrecke. Für die tarifliche Ebene haben wir deshalb eine Initiative gestartet, die klären soll, unter welchen Bedingungen und mit welchen Strategien die berufliche Weiterbildung zu einer Kernaufgabe qualitativer Tarifpolitik werden kann. Der Bereich Berufsbildungspolitik und die tarifpolitische Grundsatzabteilung bei ver.di haben dazu ein Arbeitspapier „Tarifpolitische Zielperspektiven zur beruflichen Weiterbildung“ vorgelegt, das einen Anstoß für die branchenübergreifende Debatte geben und die Rahmenbedingungen formulieren soll.

Nach der Bestandsaufnahme der Weiterbildungssituation in den ver.di-Branchen und dem Austausch mit den IG-Metall-Strategen in 2 Workshops 2004 und 2005 folgt jetzt die 1. gemeinsame Weiterbildungskonferenz mit der IG Metall im Januar 2006. Wir wollen Betriebs- und Personalräte mobilisieren und durch öffentliche Ausrichtung Bündnispartner gewinnen für eine Weiterbildungsoffensive und neue Weiterbildungspolitik.

Zu 3: Weiterbildungspolitik von ver.di

Gewerkschaften, die die Arbeits- und Lebensbedingungen ihrer Mitglieder verbessern und den Einfluss auf die Gestaltung der Arbeitsmärkte nicht verlieren wollen, müssen sich mit dem Themenfeld aktiv und ge-

staltend auseinandersetzen. 

Anders als in der beruflichen Erstausbildung, die schon lange eine Domäne der deutschen Gewerkschaften ist, in der sie gestützt auf gesetzliche Grundlagen und ein Netz von Regelungsinstitutionen zu einem unbestrittenen wichtigen Akteur geworden sind, sind sie in der Weiterbildung von einer solchen Kompetenzzuweisung seitens der Beschäftigten und der (Fach-)Öffentlichkeit trotz einiger Bemühungen und Erfolge (z.B. Bildungsurlaubsgesetze, Fortbildungsberufe) noch weit entfernt.

Wenn ver.di sich aber auf den Weg machen will, Weiterbildung als eine ihrer wichtigsten Zukunftsaufgaben zu definieren, sie als erkennbares lohnendes Zukunftsfeld zu besetzen und sich als Gestaltungskraft zu etablieren, dann brauchen wir auch einen qualitativen Sprung in der Weiterbildungspolitik der Organisation selbst.

Die jetzt noch viel zu oft isolierte Bearbeitung von Einzelfragen und Segmenten der Weiterbildung in ver.di (in Branchen, Grundsatz und Fachbereichen) ist nicht effizient und nicht effektiv für die Lösung zukünftiger Aufgaben. Erst eine „Weiterbildungspolitik aus einem Guss“ macht ver.di nach innen und außen handlungsfähig und ist wirksam für die beruflichen Interessen unserer Kolleginnen und Kollegen, die heute als Beschäftigte im Betrieb, morgen als private Nachfragende auf dem überbetrieblichen freien Markt und übermorgen als Arbeitslose qualitativ hochwertige, zeitlich nutzbare und finanzierbare Weiterbildung brauchen.
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